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Sachverhalt 

Von Donnerstag, dem 11. Mai 2023, bis Samstag, dem 13. Mai 2023, hält sich der 

ukrainische Staatspräsident in Berlin auf. Für den 13. Mai 2023 ist um 18:00 Uhr im 

Regierungsviertel (unweit der Dorotheenstraße) eine Groß-Demonstration gegen den 

russischen Angriff auf die Ukraine angekündigt.  

In der Dorotheenstraße 101 liegen die dienstlichen Büroräume der Bundestags-

abgeordneten M im ersten Stock. Die in etwa 5 Metern Höhe befindlichen Fenster ihrer 

Büroräume sind zur Dorotheenstraße gerichtet. In der Vergangenheit hat M mehrfach 

geäußert, sie sympathisiere mit Russland. Um ein Zeichen zu setzen und zu polarisieren, 

hängt M am Samstag, dem 13. Mai 2023, um 10:00 Uhr in die Fenster ihrer Büroräume auf 

Papier im Format DIN A3 gedruckte Abbildungen des von der russischen Propaganda 

verwendeten „Z“-Symbols (im Nachfolgenden: Plakatierungen). Bei Demonstrationen, 

die sich gegen den Angriffskrieg richteten, ist es bereits mehrfach zu Ausschreitungen 

gekommen, wenn die Demonstranten auf Personen trafen, die mit Russland 

sympathisierten. Es wurden u. a. Autos in Brand gesetzt, an deren Fensterscheiben das 

Z-Symbol aufgehängt war. M war bewusst, dass ihre Plakatierungen auf Unmut bei den 

Demonstranten stoßen würden, und nahm billigend in Kauf, dass es zu Angriffen auf das 

Parlamentsgebäude kommen könnte. 

Gegen 17:40 Uhr entdeckt die Beamtin P der Polizei beim Deutschen Bundestag die 

Plakatierungen der M. P hatte kurz vorher die Nachricht erhalten, dass der Aufzug der 

Groß-Demonstration in vollem Gange sei und auch bei dieser Demonstration mit 

gewaltbereiten Teilnehmern gerechnet werde. Weder M noch ihre Mitarbeiter hielten sich 

bei Entdeckung der Plakatierungen durch die P in den Büroräumen auf. M war zu dem 

Zeitpunkt bereits in ihrer Heimat Düsseldorf angekommen. Ihre Mitarbeiter hielten sich 

ebenfalls nicht in Berlin auf. Über die Abwesenheit der M sowie ihrer Mitarbeiter war P 

informiert. P betrat, ohne vorher die M oder ihre Mitarbeiter telefonisch zu erreichen, die 

Abgeordnetenräume und nahm die Plakatierungen ab. Dabei hinterließ P einen roten 
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Hinweiszettel, der die Angabe enthielt, in den Zimmern der M seien „Plakatierungen“ 

entdeckt worden, die anlässlich des Staatsbesuchs des ukrainischen Staatspräsidenten 

abgenommen worden seien, um das Parlamentsgebäude nicht zu gefährden. 

Da keine Sitzungen des Bundestags stattfinden, befinden sich für einige Tage weder M 

noch ihre Mitarbeiter im Büro. Erst am Freitag, den 19. Mai 2023, kommt M ins Büro und 

entdeckt den roten Hinweiszettel sowie das Fehlen der Plakatierungen. M ist der Meinung, 

durch das Betreten und Durchsuchen ihrer Räume habe die Bundestagspräsidentin B ihre 

Rechte als Abgeordnete gemäß Art. 38 Abs. 1 Satz 2 GG verletzt.  

B ist empört. Sie weist zutreffend darauf hin, sie sei am 13. Mai 2023 nicht in Berlin 

gewesen und könne daher die M nicht in ihren Rechten verletzt haben. Vielmehr habe P 

gehandelt. Deren Maßnahmen stützten sich wiederum auf § 23 DA-PVD, der das Betreten 

zur Abwendung einer Gefahr schließlich erlaube. 

Anlässlich eines bevorstehenden Staatsbesuchs des ukrainischen Außenministers erwägt 

M, wiederum ähnliche Plakatierungen aufzuhängen. Sie befürchtet jedoch, dass sich die 

Handlungen aus der Vergangenheit wiederholen. Deshalb rät ihr ihre Anwältin, die 

Vorgänge aus Mai 2023 gerichtlich überprüfen zu lassen. 

Hat ihr an das Bundesverfassungsgericht gerichteter Antrag gegen das Betreten und die 

Durchsuchung ihrer Räume, den sie am Montag, 20. November 2023, stellt, Aussicht auf 

Erfolg? 

Bearbeitervermerk:  

Es sind – ggf. hilfsgutachterlich – alle rechtlichen Probleme zu behandeln. Auf 

Vorschriften des StGB, der HausO BT sowie andere als die abgedruckten Vorschriften der 

DA-PVD ist nicht einzugehen. 
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Dienstanweisung für den Polizeivollzugsdienst der Polizei beim Deutschen Bundestag 

(DA-PVD)  

§ 1 Hausrecht und Polizeigewalt 

(1) 1Die Präsidentin/Der Präsident des Deutschen Bundestages übt das Hausrecht und die 

Polizeigewalt im Gebäude des Deutschen Bundestages aus (Art. 40 Abs. 2 Grundgesetz, 

§ 7 Abs. 2 Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages). 2Dazu bedient sie/er sich des 

Polizei- und Sicherungsdienstes beim Deutschen Bundestag. ³Die Ausübung der 

polizeilichen Befugnisse ist dem Polizeivollzugsdienst beim Deutschen Bundestag 

(Polizei) übertragen. 

(2) … 

 

§ 7 Verantwortlichkeit für das Verhalten von Personen 

(1) Verursacht eine Person eine Gefahr, so sind die Maßnahmen gegen sie zu richten. 

(2) … 

 

§ 8 Verantwortlichkeit für den Zustand von Sachen 

(1) Geht von einer Sache Gefahr aus, so sind Maßnahmen gegen den Inhaber der 

tatsächlichen Gewalt zu richten.  

(2) … 

 

§ 9 Unmittelbare Ausführung einer Maßnahme  

(1) 1Die Polizei kann eine Maßnahme selbst oder durch einen Beauftragten unmittelbar 

ausführen, wenn der Zweck der Maßnahme durch Inanspruchnahme der nach §§ 7 und 8 

Verantwortlichen nicht oder nicht rechtzeitig erreicht werden kann. 2Die/Der von der 

Maßnahme Betroffene ist unverzüglich zu unterrichten.  

(2) Entstehen durch die unmittelbare Ausführung einer Maßnahme Kosten, ist der 

Vorgang dem Justitiariat zuzuleiten.  
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§ 11 Allgemeine Befugnisse  

(1) Die Polizei kann die notwendigen Maßnahmen treffen, um eine im Einzelfalle 

bestehende Gefahr für die öffentliche Sicherheit oder Ordnung (Gefahr) abzuwehren, 

soweit nicht die §§ 13 bis 25 die Befugnisse der Polizei besonders regeln.  

(2) 1Zur Erfüllung der Aufgaben, die der Polizei durch andere Rechtsvorschriften 

zugewiesen sind (§ 3 Absatz 3), hat sie die dort vorgesehenen Befugnisse. 2Soweit solche 

Rechtsvorschriften Befugnisse der Polizei nicht regeln, hat sie die Befugnisse, die nach 

dieser Dienstanweisung zustehen.  

 

§ 23 Betreten und Durchsuchen von Räumen  

(1) Die Polizei kann einen Raum ohne Einwilligung der Benutzerin/des Benutzers zur 

Abwehr einer Gefahr betreten. 

(2) Die Polizei kann einen Raum ohne Einwilligung der Benutzerin/des Benutzers 

durchsuchen, wenn 

1. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihm eine Person befindet, die nach 

§ 15 Absatz 3 vorgeführt oder nach § 17 in Gewahrsam genommen werden darf,  

2. Tatsachen die Annahme rechtfertigen, dass sich in ihm eine Sache befindet, die nach 

§ 25 Nr. 1 sichergestellt werden darf oder  

3. dies zur Abwehr einer gegenwärtigen Gefahr für Leib, Leben oder Freiheit einer Person 

oder für Sachen von bedeutendem Wert erforderlich ist.  

(3) 1Die Durchsuchung ist – außer bei gegenwärtiger erheblicher Gefahr – nur mit 

Genehmigung der Präsidentin/des Präsidenten des Deutschen Bundestages zulässig. 
2Die Präsidentin/Der Präsident ist unverzüglich vom Ergebnis der Durchsuchung zu 

unterrichten. 
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Hinweise zur Bearbeitung:  

Das Gutachten muss in der Schriftart „Arial“, Schriftgröße 12 mit einem Zeilenabstand 

von 1,5 im Blocksatz verfasst sein. Die Fußnoten müssen in Schriftgröße 10 mit einem 

Zeilenabstand von 1,0 im Blocksatz formatiert sein. Der Korrekturrand muss auf der linken 

Seite 7cm breit sein. Auf der rechten Seite, oben und unten muss der Korrekturrand 

jeweils 2,5cm breit sein. Die Bearbeitung darf eine Länge von 20 Seiten inkl. Fußnoten 

(zzgl. Deckblatt, Inhaltsverzeichnis, Literaturverzeichnis und ggf. Abkürzungsverzeichnis) 

nicht überschreiten. 

Die Bearbeitung ist anonymisiert vorzulegen. Daher sind auf der Arbeit lediglich 

Matrikelnummer und Prüfungsnummer (erste fünf Ziffern der Nummer auf dem 

Prüfungsausweis), nicht aber der Name anzugeben. Die Bearbeitung wird ebenfalls nicht 

unterschrieben. Damit Ihnen Ihre Arbeit zugerechnet werden kann, geben Sie sie 

gemeinsam mit dem ausgefüllten Erklärungsformular zur Hausarbeit ab. Nur gemeinsam 

mit diesem Blatt eingereichte Arbeiten können korrigiert und gewertet werden. 

Die Hausarbeit muss in schriftlicher sowie in elektronischer Form auf einem physischen 

Datenträger (in Word- und PDF-Format auf CD, DVD, USB-Stick oder einem anderen 

Datenträger) vorgelegt werden. Zur Fristwahrung ist es erforderlich, dass beide Versionen 

zum Fristende bei uns eingegangen sind. Der physische Datenträger ist mit der 

Matrikelnummer zu beschriften und an der schriftlichen Form zu befestigen. Die digitalen 

Dateien auf dem physischen Datenträger sind wie folgt zu benennen: Matrikelnummer, 

Fortgeschrittenenhausarbeit im ÖR, SS2023 

Die Hausarbeit ist spätestens am Mittwoch, den 30. August 2023, bis 16.00 Uhr im 

Sekretariat des Lehrstuhls (2. Obergeschoss, Studierenden Service Center, 

Universitätsstr. 22a) abzugeben. Die Abgabezeiten entnehmen Sie bitte der Lehrstuhl 

Homepage unter „Aktuelles“. Bei postalischer Übersendung (an das Institut für 

Medienrecht und Kommunikationsrecht der Universität zu Köln, Lehrstuhl für Öffentliches 

Recht und Medienrecht, Professor Dr. Karl-E. Hain, Albertus-Magnus-Platz, D-50923 

Köln) gilt das Datum des Poststempels.  

Hinsichtlich der An- und Abmeldefristen wird auf die Informationen des Prüfungsamtes 

verwiesen.  



 

Universität zu Köln 
Prüfungsamt der 

Rechtswissenschaftlichen Fakultät 
 
 
 

 

 

Internet: www.jura.uni-koeln.de/pruefungsamt.html   •   E-Mail: jura-pruefungsamt@uni-koeln.de 
Übrigens: Antworten auf häufig gestellte Fragen finden Sie unter http://www.jura.uni-koeln.de/faq.html 

Erklärung zur Hausarbeit (§ 21 Satz 2 StudPrO)  
 

Diese Erklärung ist gesondert – nicht eingeheftet! – mit der Hausarbeit abzugeben.  
Auf der Arbeit sind lediglich Matrikel- und Prüfungsausweisnummer anzugeben.  
Der Name muss auf diesem Blatt, darf aber nicht auf der Hausarbeit angegeben werden. 
Die Arbeit darf nicht unterschrieben werden, dieses Blatt muss unterschrieben werden.  

DIESES ERKLÄRUNG ERSETZT NICHT DIE ERFORDERLICHE PRÜFUNGSANMELDUNG IN KLIPS! 

 
 

Ich, Frau/Herr stud. iur. _________________________________________________,  

Matrikelnummer |____|____|____|____|____|____|____|  

Prüfungsausweisnummer |____|____|____|____|____| (erste 5 Ziffern, etwa 01234)  

habe unter meiner Matrikel- und Prüfungsausweisnummer eine häusliche Arbeit 

im  

  Bürgerlichen Recht /   Öffentlichen Recht /   Strafrecht  

  als Teil der Zwischenprüfung („kleine ZP-Hausarbeit“)  
  als Teil der Zwischenprüfung („große ZP-Hausarbeit“)  
  als Zulassungsvoraussetzung zur Schwerpunktprüfung („Fortgeschrittenen-HA“)  

 
bei _____________________________________________ 

Name des Prüfers oder der Prüferin  

im Sommersemester/Wintersemester 20 |____|____|/|____|____|,  

zu der ich mich zuvor über das Prüfungsamt (KLIPS) angemeldet habe, eingereicht, 

die ich selbst und ohne unzulässige fremde Hilfe erstellt habe.  

Die Ordnung der Universität zu Köln zur Sicherung guter wissenschaftlicher Arbeit und zum Umgang 

mit wissenschaftlichem Fehlverhalten – Amtliche Mitteilungen 24/2011 (einsehbar über 

http://www.jura.uni-koeln.de/rechtliche_grundlagen.html) – habe ich zur Kenntnis genommen.  

Mir ist bewusst, dass Täuschungen in Hochschulprüfungen gemäß § 63 Absatz 5 HG NRW mit 

Geldbußen von bis zu 50.000 Euro geahndet werden können.  

 

 

_______________________ ________________________ 

Ort, Datum,               Unterschrift 

 


